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Trinkwasserschutzzone und Nutzun~sre~lement der Leinachquellen,

Nutzun~sre~lement der Griesquellen., Gemeinde Mais rach

Die Einwohnergemeindeversammlung von Maisprach ha-~ am 14. März
1980 die Errichiung einer Wasserschutzzone für die Leinachquel-
1en und den Erlass der en~sprechenden Schutzzonenvorschrif-~en
sowie den Erlass des Nutzungsreglementes für die Griesquel.l.en
beschlossen. Die Abgrenzung der Wasserschutzzone fü.r die Gries-
quell.en war bei der Zonenplanung im Jahre 1971 berücksichtigt
worden. Dieser Zonenplan mi+ der Wasserschutzzone wurde von Re-
gierungsrat mit Beschluss Nr. 2675 vom 10. August 1971 geneh-
migt.

Die Pläne und Schutzzonenvorschriften wurden gemäss § 5 Bauge-
setz 30 Tage, d.h, vom 2. bis 30. April I980, öf.fen.tlich aufge-
legt. Die Auflage wurde im Amtsblatt Nr. 13 vom 27. März 1980
und mittels PubJ.ikation.sargan der Gemeinde veröffentlicht. Dem
Landeigentiir~er wurde die Auflage mit eingeschriebenem Brief be-
kann-~gegeben.

Es hat fristgerecht Einsprache erhoben:
. Der Gemeinderat Maisprach hat in der Folge das Verstän-

digungsverfahren nach § 6 Absatz 2 Baugesetz durchgeführt.
Eine Einigung konn~e nicht erzielt werden.

Mit Schreiben vom 3. November 1980 unterbreztet der Gemeinäe-
rat Maisprach dem Regierungsrat das Geschäft und die unerledig-
te Einsprache zum Entscheid. Für Ergänzungen. des Sachverhaltes
wird auf die nachfalgen.den Erwägungen verwiesen.

Der Regierungsra-~ zieht i.n Er~nrägung:

1 Rechts~rundla~er~

Die Gemeinden das Kantons Basel-Landschaft sind verpflichtet,
iür ihre eigenen WasserbeschaffungsanZagen die erforder~icher~
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Schutzzonen auszuscheiden, vgl. § 3 Absatz 6 des Gesetzes vom

3. April ].967 über die Wasserversorgung der basellandschaft-

lichen Gemeinden (Wasserversorgungsgesetz }, Systematische Ge-

setzessammlung SGS 455. Das Grundwassergesetz vom 3. April 1967
(SGS 454) verpflichtet in § 31 die Sehaber der Trinkwasserge-

winnungsanlagen, auf .zhre Kasten die erforderlichen Schutzge-

biete einzurichten. Die Schätzzonen werden in die Zonen X - III

gegliedert { § 7.0 der Vollziehu~.gsverordnurzg vom 1. April 171

zum Grundwassergesetz, SGS 454 a). Die Gemeinden haben die

Schutzzonen I und TT in ihren Zonenplänen auszuscheiden und

die notwendigen Vorschriften zu erlassen (§ 16 Absatz 3 VVO zum

Grundwassergesetz). Die Aägrenzung der Schutzzonen I und II

richtet sich nach den §§ ll,ff. WO zum Grundwassergesetz. Das

formelle Verfahren für den Erlass der Schutzzonen durch die

Gemeinden richtet sich nach den §§ 3 ff. des Baugesetzes.

Auch van Bundesrechts wegen sind die Kantone verpflichtet,

dafür zu sorgen, dass um Grundwasserfassungen herum die notwen-

digen Schutzzonen errichtet werden (Artikel 30 Gewässerschutz-

gesetz 1971}. Zur Zeit fehlen inbezug auf die Abgänge in der

Landwirtschaft die bundesrechtlichen Ausführungsvorschriften,

da die ~Terordnung des Bzzn.desrates zum Schutz der Gewässer gegen

Verunreinigung durch wassergefährdende Flüssigkeiten (vom 19.

Juni 1972) sich gemäss Umschreibung ihres Geltungsbereiches in

Artikel 1 Absatz 2 nicht auf landwirtschaftliche Abgänge er-

streckt.

2 Zweck der Schutzzonen

Materiell griindet die Ausscheidung von Schutzzonen auf der Er-

kenntnis, dass die Umgebung von Wasserfassungen, aus welchen

Grun3- oder Quellwasser für die Trinkwasserversorgung genommen

wird, besonders wirksam gegen Verunreinigungen. geschützt werden

muss. Gefährdungen der Wassergewinnungsanlagen ergeben sich ins-

besondere durch Verunreinigungen durch pathogene Bakterien und

Viren, durch chemische Verunreinigungen in physiologisch schäd-
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liehen oder in geruchs- und geschmacksintensiven Konzentra-
tionen. Die Verunreinigungen können chronisch sein, z.B. wegen
undz~hter Abwasserleitungen oder akut auftreten, z.B. bei Un-
fällen mit wassergefährdenden Flüssigkeiten oder bez Ueber--
diingung .

Bei der Festlegung von Schutzzonen geht es darum, die erwähnten
Gefährdungen möglichst auszuschliessen. Im Prinzip ist deshalb
der Zuflussbereich einer Fassung so weih von. wassergefährdenden
Soffen freizuhalten, al.s diese nach einer allfälligen Versik-
kerung nicht im Boden natürlicherweise el.imini.er~ oder durch
besondere Massnahmen abgefangen werden können, bevor sie die
Fassung erreicht haben. Es ist jedoch ausdrücklich festzuhal-
ten, dass auch bei einer Ausscheidung von Schutzzonen nicht in
jedem Fa].1 auf die Einrichtung von Aufbereitungsanlagen ver-
zichtet werden kann. Ebensowenig kann der Einbau einer Aufbe-
rei~ungsanlage den Verzicht aui die Ausscheidung von Schutzzonen
begründen.

3 Formelle Voraussetzungen

Die Ueberprüiung des Beschlusses der Einwohnergemeindeversamm-
lung Maisprach vom 14. März 1980 betreffend Errichtung einer,
Wasserschutzzone mit Erlass der dazugehörenden Vorschriften für
die Leinachquel.len sowie betreffend Erlass der Vorschriften für
die Griesquel.len ergibt:

Die formel?-rechtlichen Voraussetzungen für eine Genehmigung
durch den l~egierungsra~ aufgrunä. der §§ 3 ff. des Baugesetzes
sind erfüllt.

4 Materielle Voraussetzungen

Materiell-rech~lich wurden die Grundsätze ~iir die Abgrenzung
der Wasserschutzzone T und II für Grundwasserfassungen gemäss
WO vom Z. April 1871 zum Grundwassergesetz und gemäss Schutz-
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zonenvorschriften des Regierungsrates vom 28. August 1979
eingehalten. Die einen integrierenden Bestandteil des Schutz-
zonenp].anes bildenden Vorschriften, welche .die in den einzel-
nen Zonen zulässigen Nutzungen festlegen, entsprechen den Be-
stimmungen. der §§ 11 und 12 der WO vom 1. April 1.871.

~ Ueber~rüfun~ im Rahmen der Re~i.onalplanun~

Diese Ueberprüfung hat ergeben, dass Wasserschutzzonen und
Vorschriften auch hinsichtlich der kantonalen Versorgungspla-
nung der Wasserregion Buus und Umgebung in Ordnung sind.

6 Unerledi~-te Einsprache

wehri sich nicht gegen den Einbezug seiner Parzel-
le Nr. in die Wasserschutzzone Leinacnquellen. Er stell
jedoch fest, dass ihm diese Parzelle von der Felderregulierung
her ohne irgendwelche Belastung zugeteilt worden ist. Dass dze.
Quellen vor Verunreinigungen geschlitzt werden müssen, ist ihm
völlig klar. Nicht verstehen kann er hingegen, dass die ein-
schränxende Auflage nicht enischädigt wird.

Es ist in Erwägung zu ziehen: Im vorizegenden Verfahren geht
es um die Abgrenzung der Wasserschutzzone Leinachquellen und um
die dazugehörigen Vorschriften. Gegen die Wasserschutzzone und
die Schuizzonenvorschriften hab der Einsprecher keine Einwen-
dungen vorgebracht. Weder die Abgrenzung noch die einschränken-
den Bestimmungen werden beanstandet. Es kann demnach festge-
stell.t werden, dass in der Einsprache nicht gerügt wird, bei
der Abgrenzung der Wasserschutzzone seien die rechtlich fes~ge-
legten Kriterien verletzt oder falsch angewendet worden. Mate-
riell wird nichts vorgebracht, das die Richtigkeit der Abgren-
zung der Schutzzonen betrifft. Dem Einsprecher geht es darum,
für die Beschränkungen eine Entschädigung zu erhalten.

Die Frage, ob die Nutzungsbeschränkung, wie sie die Schutzzonen-
vorschriften für die Zane II vorsehen, entschädigungspflichtig
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ist, ist nicht im Einspracheverfahren über die Ausscheidung
und Abgrenzung der Schutzzonen zu beurteilen. Da die Richtig-
keit der Schutzzonenabgrenzung und -ausscheidung nicht weiter
bestritten ist, ist die Einsprache abzuweisen. Ueber allfällige
Entschädigungsforderungen als Folge der Nutzungsbeschränkung
(vgl. Art. 30 Absatz 2 Gewässerschu~zgesetz, § 31 Grundwasser-
gese~tz) hat das Enteignungsgericht im Verfahren gemäss § 97
des Enteignungsgesetzes vom 19. Juni 195a zu entscheiden. An-
sprüche sind innert einer Frist von sechs Monaten, von der
endgültigen Inanspruchnahme an gerechnet, klageweise geltend
zu machen. Die Friss kann durch schriftliche Abrede der Par-
teien erstreckt werden (§ g7 Absatz 2 En~eignungsgese~z).

7 Ueberpriifun~ der Einsprache

Die Ueberprüfung der Einsprache zeigt, dass die Ausscheidung
und Abgrenzung der Schutzzone vorschr?ftsgemäss erfolgte.

:.//: 1. Die Einsprache von -, wird
a1.s unbegründet abgewiesen.

2. Gestützt auf § 3 Absatz 2 des Baugesetzes vom 15. Juni
2967, in Verbindung mit § Z6 Absatz 3 der ~Tollziehungs-
verordnung vom 1. Apri.1. 1g71 zum Gesetz über die

Nutzung und den Schutz des Grundwassers vom 3. April

197, wird der Beschluss der Einwohnergeme~ndeversamm-

lung von Maisprach vom 14. März 1980 betreffend Wasser-
schutzzone Leinachqueilen - bestehend aus Plan und

Vorschriften - und betreffend Vorschriften für die

Griesqueller~ genehmigt und als al3gemeinverbindlich er--

klärt.
3. Massgebend sind die mit den Inventarnummern versehenen

Pläne 42/ZPiI./2.
4. Die Ziffern 2 ~zn.d 3 dieses Beschlusses sind, gestürzt

auf § 23 des Geschäftsreglemen~es für den Regierungs-

rat des Kantons Basel.--Landschaft, im Amts~la±t zu ver-
öffentlichen.
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Gemeinderat Maisprach, 4464 Maisp rach
Kantonsforstamt
Bodenamt
Meliorationsamt
Baupolizeiamt
Planungsamt (4}
Regionalplanungsstelle beider Basel
Tiefbauamt
Landeskanzlei. {Amtsbla-~t)
V+Iasserwirtschaftsamt (3, mit ß genehmigten Situa-
tionsplänen, 6 Reglementen Griesqusllen und 6
Reglementen Leinachquellen.)
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